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Votum

Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

In dem Votumsverfahren

1. [. . . ]

– Anspruchstellerin –

2. [. . . ]

– Anspruchsgegnerin –

erlässt die Clearingstelle EEG|KWKG1 durch ihre Mitglieder Dr. Mutlak, Richter
und den technischen Koordinator Teichmann aufgrund des fernmündlichen Termins
vom 25. Juni 2020 sowie auf der Grundlage der vorgelegten Unterlagen am 17. Juli
2020 einstimmig folgendes Votum:

1. Die Anspruchstellerin hat gegen die Anspruchsgegnerin für
den in ihrer Biogasanlage in [. . . ] erzeugten und eingespeis-
ten Strom seit der Erweiterung dieser Anlage um ein weite-
res BHKW am [. . . ] August 2017 bis zum [. . . ] Dezember 2017
keinen Anspruch auf den Emissionsminimierungsbonus gemäß

1Nachfolgend bezeichnet als Clearingstelle. Sofern im Folgenden auf bis zum 31.12.2017 beschlossene
Verfahrensergebnisse Bezug genommen wird, wurden diese von der Clearingstelle EEG beschlossen.
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§ 66 Abs. 1 Nr. 4a) EEG 20092 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10c)
EEG 20173.

2. Die Anspruchstellerin hat gegen die Anspruchsgegnerin für
den in ihrer Biogasanlage erzeugten und eingespeisten Strom
seit dem [. . . ] Dezember 2017 einen Anspruch auf den Emis-
sionsminimierungsbonus gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 4a) EEG 2009
i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10c) EEG 2017.

Ergänzender Hinweis der Clearingstelle:

Ergeben sich aus diesem Votum nachträgliche Korrekturen am bun-
desweiten Ausgleich hinsichtlich der abzurechnenden Strommengen
oder Vergütungs- bzw. Prämienzahlungen (finanzielle Förderung),
sind diese Korrekturen gemäß § 62 Absatz 1 Nummer 4 EEG 2017
bei der nächsten Abrechnung zu berücksichtigen.

2Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der vom
01.09.2011 an geltenden Fassung, verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts
der Erneuerbaren Energien im Strombereich und damit zusammenhängender Vorschriften vom
25.10.2008 (BGBl. I S. 2074 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Neuregelung des
Rechtsrahmens für die Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien vom 28.07.2011
(BGBl. I S. 1634), außer Kraft gesetzt durch Artikel 23 Satz 2 des Gesetzes zur grundlegenden
Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Ener-
giewirtschaftsrechts vom 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), nachfolgend bezeichnet als EEG 2009 a. F.
Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2009/
arbeitsausgabe.

3Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der vom
29.05.2020 an geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts vom
21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes 2017 und weiterer energierechtlicher Bestimmungen vom 25.05.2020
(BGBl. I 2020 S. 1070), nachfolgend bezeichnet als EEG 2017. Arbeitsausgabe der Clearingstelle ab-
rufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/arbeitsausgabe.
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1 Tatbestand

Zwischen den Parteien ist streitig, ob die Anspruchstellerin einen Anspruch auf Aus-1
zahlung des sog. Emissionsminimierungsbonus hat, wenn nach der Erweiterung ei-
ner Biogasanlage zwei separate behördliche Bescheinigungen ausgestellt werden.

Die Anspruchstellerin betreibt eine Biogasanlage, derzeit bestehend aus zwei BHKW2
mit einer installierten Leistung von insgesamt [ca. 380] kWel (im Folgenden: Anlage).
Das in der Anlage eingesetzte Biogas wird über eine Mikrogasleitung aus einer etwa
700 m entfernten sog. Vor-Ort-Anlage (BHKW mit eigenem Fermenter) geliefert.
Die Anlage sowie die Vor-Ort-Anlage versorgen unterschiedliche Wärmesenken.

Das erstmalig am [. . . ] März 2006 an einem anderen Standort in Betrieb gesetzte3
BHKW der Anlage mit einer Leistung von 190 kWel (im Folgenden: BHKW-1) wur-
de am [. . . ] November 2009 am derzeitigen Anlagenstandort in Betrieb gesetzt. Die
Anlage wird nach dem EEG 2004 vergütet.

Am 11. Februar 2010 zahlte die Anspruchsgegnerin für den in der Anlage erzeugten4
und eingespeisten Strom erstmalig Abschläge auf den Emissionsminimierungsbo-
nus auf der Grundlage einer behördlichen Bescheinigung, die die Einhaltung des in
der TA Luft4 vorgesehenen Formaldehydgrenzwertes feststellte. Für die Jahre 2011
bis 2017 legte die Anspruchstellerin der Anspruchsgegnerin entsprechende Folgebe-
scheinigungen vor. Die Bescheinigung für das Jahr 2017 wurde der Anspruchsgegne-
rin am 24. Juli 2017 vorgelegt und basiert auf der Messung vom [. . . ] März 2017 bei
dem BHKW-1.

Die Bescheinigung für 2017 für BHKW-1 lautet auszugsweise wie folgt:5

„Datum der Genehmigung [. . . ]01.2010

Feuerungswärmeleistung des Verbrennungsmotors (Summe bei mehre-
ren Motoren) 493 kW

. . .

Messdatum [. . . ]03.2017

Die beschriebene Verbrennungsmotoranlage für Biogas erfüllt die in den
§§ 27 (5) und 66 (1) Nr. 4a des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer

4Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz – Technische Anlei-
tung zur Reinhaltung der Luft v. 24.07.2002, nachfolgend bezeichnet als TA Luft.
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Energien (EEG) festgeschriebenen . . . Anforderungen zur Begrenzung
der Formaldehydemissionen.

Hinweise: 1. Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass mit dieser Be-
scheinigung ausschließlich die Einhaltung des Formaldehyd Grenz-
wertes von 40 mg/m3 bestätigt wird, die sonstigen Voraussetzungen
für die Gewährung der Zusatzvergütung nach EEG waren nicht Ge-
genstand der Prüfung.

2. Die Gewährung der Zusatzvergütung hinsichtlich Formaldehyd-
Emissionen ist an eine jährliche Wiederholung der Emissionsmessung
durch eine nach § 26 Bundes-Immissionsschutzgesetz bekanntgegebene
Messstelle und Bescheinigung der zuständigen Behörde nach §§ 27 (5)
und 66 (1) Nr. 4a EEG gebunden.“5

Am [. . . ] August 2017 errichtete die Anspruchstellerin neben dem BHKW-1 ein6
zweites BHKW mit einer Leistung von [ca. 190] kWel (im Folgenden: BHKW-2) zur
Flexibilisierung ihrer Anlage. Eine technische Änderung am BHKW-1 erfolgte da-
bei nicht. Der Betrieb des BHKW-1 hat sich seit Inbetriebsetzung des BHKW-2 al-
lerdings signifikant verändert. Nunmehr wird vorwiegend das BHKW-2 eingesetzt.
Das BHKW-1 ist einsatzbereit und wird auch bei Bedarf eingesetzt. In der Sum-
me entfallen ca. 96 % der Jahresbetriebsstunden auf das BHKW-2 und 4 % auf das
BHKW-1.

Am [. . . ] Dezember 2017 erfolgte für das BHKW-2 eine Einzelmessung zur Einhal-7
tung des Formaldehydgrenzwertes. Die behördliche Bescheinigung zur Einhaltung
des Formaldehydgrenzwertes für das BHKW-2 stellte das Regierungspräsidium [. . . ]
am [. . . ] Januar 2018 aus.

Die vorgenannte Bescheinigung für das BHKW-2 lautet auszugsweise wie folgt:8

„Datum der Genehmigung [. . . ]04.2017

Feuerungswärmeleistung des Verbrennungsmotors (Summe bei mehre-
ren Motoren) 496 kW (Motor 2)

. . .

Messdatum: [. . . ]12.2017
5Hervorhebungen im Original, Auslassungen nicht im Original.
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Die beschriebene Verbrennungsmotoranlage für Biogas erfüllt die in den
§§ 27 (5) und 66 (1) Nr. 4a des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer
Energien (EEG) festgeschriebenen . . . Anforderungen zur Begrenzung
der Formaldehydemissionen.

Hinweise: 1. Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass mit dieser Be-
scheinigung ausschließlich die Einhaltung des Formaldehyd Grenz-
wertes von 40 mg/m3 bestätigt wird, die sonstigen Voraussetzungen
für die Gewährung der Zusatzvergütung nach EEG waren nicht Ge-
genstand der Prüfung.

2. Die Gewährung der Zusatzvergütung hinsichtlich Formaldehyd-
Emissionen ist an eine jährliche Wiederholung der Emissionsmessung
durch eine nach § 26 Bundes-Immissionsschutzgesetz bekanntgegebene
Messstelle und Bescheinigung der zuständigen Behörde nach §§ 27 (5)
und 66 (1) Nr. 4a EEG gebunden.“6

Mit Einreichung der Bescheinigung für die Gesamtanlage für das Jahr 2018 wird seit9
dem [. . . ] April 2018 (Messdatum) der Emissionsminimierungsbonus wieder aus-
bezahlt, nachdem die Anspruchsgegnerin dessen Zahlung seit der Erweiterung der
Anlage am [. . . ] August 2017 ausgesetzt hatte.

Die Bescheinigung vom 2. Juli 2018 für die Gesamtanlage lautet auszugsweise wie10
folgt:

„Datum der Genehmigung [. . . ]04.2017

Feuerungswärmeleistung des Verbrennungsmotors (Summe bei mehre-
ren Motoren) 989 kW

. . .

Messdatum: [. . . ]04.2018

Die beschriebene Verbrennungsmotoranlage für Biogas erfüllt die in den
§§ 27 (5) und 66 (1) Nr. 4a des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer
Energien (EEG) festgeschriebenen . . . Anforderungen zur Begrenzung
der Formaldehydemissionen.

Hinweise: 1. Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass mit dieser Be-
scheinigung ausschließlich die Einhaltung des Formaldehyd Grenz-
wertes von 20 mg/m3 bestätigt wird, die sonstigen Voraussetzungen

6Hervorhebungen im Original, Auslassungen nicht im Original.
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für die Gewährung der Zusatzvergütung nach EEG waren nicht Ge-
genstand der Prüfung.

2. Die Gewährung der Zusatzvergütung hinsichtlich Formaldehyd-
Emissionen ist an eine jährliche Wiederholung der Emissionsmessung
durch eine nach § 26 Bundes-Immissionsschutzgesetz bekanntgegebene
Messstelle und Bescheinigung der zuständigen Behörde nach §§ 27 (5)
und 66 (1) Nr. 4a EEG gebunden.“7

Die Parteien sind sich einig, dass das BHKW-1 als Satelliten-BHKW eine eigenstän-11
dige Anlage im Sinne des EEG darstellt, dass dessen Inbetriebnahme im Sinne des
EEG im Jahr 2006 erfolgte und dass der Zubau des BHKW-2 eine Erweiterung dieser
Anlage darstellte.

Die Parteien sind sich weiterhin darüber einig, dass in technischer Hinsicht durch12
die beiden Einzelbescheinigungen für das BHKW-1 und das BHKW-2 sichergestellt
sein dürfte, dass die gesamte Anlage der Anspruchstellerin die Vorgaben der TA Luft
in Hinblick auf den Formaldehydgrenzwert einhält.

Die Anspruchstellerin behauptet, dass sich die Betriebsweise bezogen auf die ge-13
fahrene/abgerufene Leistung des BHKW-1 (Auslastung des Motors) während seiner
(vergleichsweise kurzen) Einsatzdauer nach Inbetriebsetzung des BHKW-2 im Ver-
gleich zu der Zeit vor Inbetriebsetzung des BHKW-2 nicht verändert habe, sondern
dass das BHKW-1, wenn es betrieben werde, genauso wie vorher betrieben werde.
Insbesondere werde das BHKW-1 auch weiterhin nicht im Teillastbetrieb betrieben.
Insoweit gebe es auch keine Veränderung hinsichtlich der Anzahl der Hoch- und
Herunterfahrvorgänge (Wechsel zwischen Voll- und Teillastbetrieb) des BHKW-1
bezogen auf seine Betriebszeit im jeweiligen Zeitraum (vor und nach Inbetriebset-
zung des BHKW-2).

Die Anspruchstellerin vertritt die Ansicht, dass ihr auch nach Erweiterung ihrer14
Anlage durch das BHKW-2 ein Anspruch auf Auszahlung des Emissionsminimie-
rungsbonus seit dem [. . . ] Dezember 2017 (Messung für die Bescheinigung für das
BHKW-2 am [. . . ] Dezember 2017) zustehe. Denn die zuständige Behörde habe die
Einhaltung der Grenzwerte für beide BHKW bescheinigt, für das Jahr 2017 durch die
Messung am [. . . ] März 2017 für das BHKW-1 und durch die Messung am [. . . ] De-
zember 2017 für das BHKW-2. In beiden Fällen sei die Einhaltung des Formaldehyd-
grenzwerts von 40 mg/m3 bescheinigt und auf die jährliche Wiederholungsmessung
7Hervorhebungen im Original, Auslassungen nicht im Original.
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hingewiesen worden. Damit werde die in § 27 Abs. 5 und § 66 Abs. 1 EEG 2009 for-
mulierte Anspruchsvoraussetzung für den Emissionsminimierungsbonus, nämlich
die Einhaltung der Formaldehydgrenzwerte nach TA Luft und die Bescheinigung der
Einhaltung durch die zuständige Behörde, erfüllt. Dass die Einhaltung der Grenz-
werte für beide BHKW separat bescheinigt worden sei, sei dabei unschädlich, da sich
die Einhaltung der gesetzlichen Voraussetzungen aus der Zusammenschau ergebe.
Wenn die Voraussetzung für jedes einzelne BHKW erfüllt sei, müsse dies denklo-
gisch auch für die Gesamtanlage gelten. Denn es mache keinen Unterschied für die
Emissionen, ob diese bei beiden BHKW zum selben Zeitpunkt oder an verschiede-
nen Zeitpunkten gemessen würden. Beide BHKW müssten unabhängig voneinander
die Formaldehydgrenzwerte einhalten.

Insbesondere sei auch die Jahresfrist im Hinblick auf die erste Messung vom15
[. . . ] März 2017 und Bescheinigung vom [. . . ] Juli 2017 durch das Regierungsprä-
sidium [. . . ] noch nicht abgelaufen. Denn mit Bescheinigung der Einhaltung des
Grenzwertes aufgrund der Messung vom [. . . ] Dezember 2017 am zweiten BHKW
lägen seit diesem Zeitpunkt die Voraussetzungen für den Emissionsminimierungs-
bonus wieder vor.

Die Anspruchsgegnerin behauptet, dass sich neben der Betriebsstunden auch die16
Betriebsintensität des BHKW-1 seit Inbetriebsetzung des BHKW-2 signifikant ver-
ändert habe.

Sie ist der Auffassung, dass der Emissionsminimierungsbonus erst wieder bean-17
sprucht werden könne, wenn eine Erstbescheinigung über die Einhaltung der
vorgesehenen Formaldehydgrenzwerte durch die Gesamtanlage – gemäß dem
Anlagenbegriff des BGH-Urteils vom 23. Oktober 2013 – VIII ZR 262/12 – vorliege
und dies durch die zuständige Behörde nachgewiesen wurde.

Denn die Erweiterung der Biogasanlage um ein weiteres BHKW stelle eine signifi-18
kante technische Änderung der Anlage im Sinne des Hinweises 2009/28 der Clea-
ringstelle8 dar, weshalb eine Erstbescheinigung der zuständigen Behörde für die Ge-
samtanlage notwendig sei. Die Einzelbescheinigung vom [. . . ] Januar 2018 lediglich
für das BHKW-2 sei daher nicht ausreichend, um den Emissionsminimierungsbo-
nus seit der erfolgten Messung der Formaldehyd-Emissionen für das BHKW-2 am
[. . . ] Dezember 2017 auszahlen zu dürfen.
8Clearingstelle, Hinweis v. 26.04.2010 – 2009/28, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/hinwv/2009/28, Rn. 44.
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Zwar sei davon auszugehen, dass durch die beiden Erstbescheinigungen technisch19
sichergestellt sei, dass die Formaldehydgrenzwerte nach TA Luft eingehalten wür-
den. Erforderlich sei jedoch ein Nachweis für die Gesamtanlage. Der unveränderte
Anlagenbetrieb, mithin der Betrieb der Anlage ohne Veränderung im technischen
Anlagenkonzept, sei vorliegend keine Nebenbestimmung im Sinne einer Bedingung
oder Auflage, an welche die Behörde die Fortgeltung der Bescheinigung geknüpft
habe. Die explizite Verknüpfung der Fortgeltung einer behördlichen Bescheinigung
an die Nebenbestimmung des unveränderten Anlagenbetriebs liege regelmäßig nicht
vor. Der unveränderte Anlagenbetrieb sei stets Voraussetzung für die Fortgeltung
der Bescheinigung.

Die Stetigkeitsfiktion sei ab dem Moment unterbrochen, in dem wesentliche tech-20
nische Änderungen an der Anlage vollzogen wurden, vorliegend der Zubau des
BHKW-2 und dessen Inbetriebnahme. Auch der Bescheinigung der Behörde lasse
sich nichts Gegenteiliges entnehmen. Mit der Erweiterung der Anlage durch das
BHKW-2 sei gleichzeitig die Folgebescheinigung für das BHKW-1 erloschen. Eine
Fortführung der Zahlung des Emissionsminimierungsbonus für einen Anlagenteil
(hier: BHKW-1) sei gemäß § 27b EEG 2009/2012 nicht möglich, da das EEG für die
Vergütung mit dem Emissionsminimierungsbonus ausschließlich auf die „Anlage“
abstelle.

Zudem bestätige die Erstbescheinigung für das BHKW-2 auf Grundlage der Messung21
im Dezember 2017 nicht die Einhaltung der Grenzwerte ab Inbetriebnahmedatum,
sondern ausschließlich ab dem Zeitpunkt der Messung im Dezember 2017. Infol-
gedessen könne die Vergütung mit dem Emissionsminimierungsbonus für die Ge-
samtanlage ab dem Zeitpunkt der Anlagenerweiterung nicht gewährt werden. Die
Clearingstelle habe vorliegend ausschließlich die Frage zu bewerten, ob eine Einzel-
bescheinigung des BHKW-2 die Zahlung des Emissionsminimierungsbonus für die
Gesamtanlage ab Dezember 2017 ermögliche.

Mit Beschluss vom 28. April 2020 hat die Clearingstelle das Verfahren gemäß § 2722
Abs. 1 Satz 1 ihrer Verfahrensordnung (VerfO)9 nach dem übereinstimmenden An-
trag der Parteien angenommen.
9Verfahrensordnung der Clearingstelle in der Fassung v. 01.01.2018, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/downloads.
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Dem Votumsverfahren liegen folgende Fragen zugrunde:23

1. Hat die Anspruchstellerin gegen die Anspruchsgegnerin für den
in ihrer Biogasanlage in [. . . ] erzeugten Strom seit der Erweite-
rung dieser Anlage um ein weiteres BHKW am [. . . ] August 2017
einen Anspruch auf den Emissionsminimierungsbonus gemäß § 27
Abs. 5 oder § 66 Abs. 1 Nr. 4a) EEG 2009 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1
Nr. 10c) EEG 2017 ?

2. Insbesondere: Genügt es, zum Nachweis der Einhaltung der
dem Emissionsminimierungsgebot der TA Luft entsprechenden
Formaldehydgrenzwerte für das erste BHKW eine behördliche
Folgebescheinigung mit Messdatum vom [. . . ] März 2017 und für
das neue BHKW eine behördliche Bescheinigung mit Messdatum
vom [. . . ] Dezember 2017 vorzulegen, damit der Emissionsbonus
durchgängig für das Jahr 2017 ausgezahlt werden kann ? Oder
verliert die Anlage mit der Erweiterung den Anspruch auf den
Emissionsminimierungsbonus, bis die Anspruchstellerin die
Einhaltung der Formaldehydgrenzwerte durch eine gemeinsame
behördliche Bescheinigung für beide BHKW nachweist ?

2 Begründung

2.1 Verfahren

Die Besetzung der Clearingstelle ergibt sich aus § 26 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 5 VerfO.24
Das Verfahren wurde schriftlich durchgeführt, da alle Parteien und die Clearingstelle
dem zustimmten, § 28 Abs. 2 VerfO. Die Beschlussvorlage hat gemäß §§ 28, 24 Abs. 5
VerfO das Mitglied der Clearingstelle Dr. Mutlak erstellt.

2.2 Würdigung

Die Anspruchstellerin hat gegen die Anspruchsgegnerin für den in ihrer Biogasan-25
lage erzeugten und eingespeisten Strom seit der Erweiterung dieser Anlage um ein
weiteres BHKW am [. . . ] August 2017 bis zum [. . . ] Dezember 2017 keinen An-
spruch auf den Emissionsminimierungsbonus gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 4a) EEG 2009
i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr 10c) EEG 2017 (Abschnitt 2.2.1).
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Seit dem [. . . ] Dezember 2017 hat die Anspruchstellerin gegen die Anspruchsgegne-26
rin für den in ihrer Biogasanlage erzeugten und eingespeisten Strom einen Anspruch
auf den Emissionsminimierungsbonus gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 4a) EEG 2009 i. V. m.
§ 100 Abs. 1 Satz 1 Nr 10c) EEG 2017 (Abschnitt 2.2.2).

Rechtlicher Maßstab Vorliegend ist für den Anspruch auf den Emissionsmini-27
mierungsbonus auf § 66 Abs. 1 Nr. 4a) EEG 2009 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10c)
EEG 2017 abzustellen, da es sich um eine Anlage handelt, die vor dem 1. Januar 2009
in Betrieb genommen wurde.

Die Clearingstelle sieht keinen Anlass, die Bewertung der Parteien (s. Rn. 11) zu28
bezweifeln, dass es sich um eine Gesamtanlage i. S. v. § 3 Nr. 1 EEG 201710 handelt,
der ein Inbetriebnahmedatum vor 2009 zuzuordnen ist. Das BHKW-1 wurde am
[. . . ] März 2006 entweder als Teil einer sog. Vor-Ort-Anlage oder seinerseits als
Satelliten-BHKW in Betrieb genommen. Mit dem Versetzen an den neuen, räum-
lich von der das Biogas liefernden Vor-Ort-Anlage entfernten Satelliten-Standort hat
es sein bisheriges Inbetriebnahmedatum mitgenommen.11 Das BHKW-2, welches am
[. . . ] August 2017 zur Flexibilisierung (Inanspruchnahme der Flexibilitätsprämie des
EEG 201412 oder des EEG 201713) dieser Satelliten-Anlage neben dem BHKW-I hin-
zugebaut wurde, stellt unter Berücksichtigung des sog. weiten Anlagenbegriffs des
Bundesgerichtshofs (BGH)14 eine Erweiterung dieser bestehenden Anlage dar.15

10Gilt seit 01.01.2017 auch für Anlagen, die vor diesem Zeitpunkt in Betrieb genommen wurden.
Bis zum 31.07.2014 galt § 3 Nr. 1 EEG 2009 auch für Bestandsanlagen, die vor dem 01.01.2009 in
Betrieb genommen wurden (§ 66 Abs. 1 EEG 2009 und § 66 Abs. 1 EEG 2012); seit 01.08.2014 galt
§ 3 Nr. 1 EEG 2014 (§ 100 Abs. 1 EEG 2014). Der Anlagenbegriff in den genannten Vorschriften ist
in Bezug auf die hier zu entscheidenden Fragen inhaltlich unverändert geblieben.

11S. zur Mitnahme des Inbetriebnahmedatums bei BHKW, die für sich genommen die „Anla-
ge“ im Sinne des EEG sind: Clearingstelle, Empfehlung v. 02.07.2014 – 2012/19, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/empfv/2012/19, Leitsatz 6 mit weiteren Verweisen.

12Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der vom
02.09.2016 an geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts vom
21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes zur Digitalisie-
rung der Energiewende vom 29.08.2016 (BGBl. I S. 2034), nachfolgend bezeichnet als EEG 2014.
Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2014/
arbeitsausgabe. Zur Flexibilitätsprämie s. §§ 52, 54 i. V. m. Anlage 2 EEG 2014.

13§§ 50, 50a i. V. m. Anlage 2 EEG 2017.
14BGH, Urt. v. 23.10.2013 – VIII ZR 262/12, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-

kwkg.de/node/2363.
15S. zur Erweiterung von Satelliten-BHKW um ein weiteres BHKW zur Inanspruchnahme

der Flexibilitätsprämie Clearingstelle, Schiedsspruch v. 17.09.2019 – 2019/22, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2019/22, Abschnitt 2.2.3.
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Dem Anspruch auf den Emissionsminimierungsbonus gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 4a)29
EEG 2009 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr 10c) EEG 2017 steht auch nicht entgegen,
dass die Anlage mit einer Feuerungswärmeleistung unter 1 MW (989 kW) nicht nach
dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)16 genehmigungsbedürftig war (s. § 1
Abs. 1 i. V. m. Anlage 1 Nr. 1.2.2.2 der 4. BImSchV17), da dieser Anspruch – anders
als der gemäß § 27 Abs. 5 EEG 2009 – auch für nicht nach dem BImSchG genehmi-
gungsbedürftige Anlagen gilt.18

§ 66 Abs. 1 Nr. 4a) EEG 2009 lautet:30

„Für Strom aus Anlagen, die vor dem 1. Januar 2009 in Betrieb genom-
men worden sind, sind anstelle der §§ 6, § 20 Abs. 2, § 21 Abs. 2, § 23
Abs. 1 und 3, der §§ 24 bis § 26 Abs. 1, der §§ 27, § 28 Abs. 1, § 29 Abs. 1
und 2, der §§ 30, § 32, § 33 sowie der Anlagen Anlage 1 und Anlage 3
die Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2004
(BGBl. I S. 1918) in der am 31. Dezember 2008 geltenden Fassung mit
folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. . . .

4a. Für Strom aus Biomasseanlagen, die durch anaerobe Vergärung der
Biomasse gewonnenes Gas (Biogas) einsetzen, erhöht sich die Ver-
gütung bis einschließlich einer Leistung von 500 Kilowatt um je-
weils 1,0 Cent pro Kilowattstunde, wenn die dem Emissionsmini-
mierungsgebot der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft
– TA Luft – entsprechenden Formaldehydgrenzwerte eingehalten wer-
den und dies durch eine Bescheinigung der zuständigen Behörde nach-
gewiesen wird. . . . “19

16Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche,
Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) neu gefasst
durch die Bekanntmachung v. 17.05.2013 (BGBl. I S. 1298), zuletzt geändert durch Art. 1 des
Dreizehnten Gesetzes zur Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes v. 08.04.2019 (BGBl. I
S. 432).

17Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen in der Fassung der Bekanntmachung v.
31.05.2017 (BGBl. I S. 1440).

18S. hierzu Clearingstelle, Hinweis v. 07.12.2009 – 2009/7, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg-kwkg.de/hinwv/2009/7.

19Hervorhebungen und Auslassungen nicht im Original.
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Die Beschränkung auf die installierte Leistung von 500 kW aus § 66 Abs. 1 Nr. 4a)31
EEG 2009 ist vorliegend unerheblich, da eine installierte Leistung der verfahrensge-
genständlichen Anlage auch nach der Anlagenerweiterung mit [ca. 380] kWel unter
der genannten Schwelle liegt.

2.2.1 Anspruch auf Emissionsminimierungsbonus vom [. . . ] August 2017 bis
[. . . ] Dezember 2017

Die Anspruchstellerin hat gegen die Anspruchsgegnerin für den in ihrer Biogasan-32
lage erzeugten und eingespeisten Strom seit der Erweiterung ihrer Anlage um das
BHKW-2 am [. . . ] August 2017 bis zum [. . . ] Dezember 2017 keinen Anspruch auf
den Emissionsminimierungsbonus, da der Nachweis zur Einhaltung des Formalde-
hydgrenzwertes in diesem Zeitraum nicht erbracht wurde (Rn. 34 ff.).

Es besteht auch kein anteiliger Vergütungsanspruch für den vorgenannten Zeitraum33
(Rn. 38 ff.).

Kein Nachweis für Zeitraum vom [. . . ] August bis [. . . ] Dezember 2017 Die34
Anspruchstellerin hat den Nachweis gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 4a) EEG 2009 zur Einhal-
tung der Formaldehydgrenzwerte für das BHKW-2 im Zeitraum vom [. . . ] August
2017 (Inbetriebsetzung) bis zum [. . . ] Dezember 2017 nicht erbracht.

Für das BHKW-2 hat die Anspruchstellerin erst durch die Bescheinigung der zustän-35
digen Behörde vom [. . . ] Januar 2018, basierend auf der Messung am BHKW-2 vom
[. . . ] Dezember 2017, den Nachweis erbracht, dass dieses die Formaldehydgrenz-
werte gemäß TA Luft einhält. Dies ergibt sich aus der Anwendung des Hinweises
2009/28 der Clearingstelle, in dem festgestellt wurde:

„Der Anspruch auf Zahlung der erhöhten Vergütung nach § 27 Abs. 5
bzw. § 66 Abs. 1 Nr. 4a EEG 2009 besteht ab dem Zeitpunkt, bezogen auf
den die zuständige Behörde die Einhaltung der Formaldehydgrenzwer-
te bescheinigt (Referenzzeitpunkt). Der Anspruch setzt stets die Einhal-
tung der dem Emissionsminimierungsgebot der TA Luft entsprechenden
Formaldehydgrenzwerte voraus. Referenzzeitpunkt kann der Zeitpunkt
der ersten die Einhaltung der Emissionswerte bestätigenden Messung
oder ein früherer Zeitpunkt sein. Maßgeblich ist, ab welchem Referenz-
zeitpunkt die behördliche Bescheinigung die Einhaltung der dem Emissi-
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onsminimierungsgebot der TA Luft entsprechenden Formaldehydgrenz-
werte bestätigt.“20

Die erste Messung am BHKW-2 fand am [. . . ] Dezember 2017 statt. Auf diesen Mess-36
zeitpunkt wird auch in der Bescheinigung der zuständigen Behörde abgestellt. Inso-
weit kann auch nicht auf die Einhaltung der Formaldehydgrenzwerte auf Basis einer
bereits zuvor erfolgten (positiven) Messung („Stetigkeitsfiktion“)21 abgestellt werden.

Insbesondere kann nicht von der Einhaltung der Formaldehydgrenzwerte des37
BHKW-1 auf das BHKW-2 geschlossen werden, da diese unterschiedliche Aggregate
sind, die unterschiedlich gefahren werden (können), spezielle Motoreigenschaften
aufweisen und jeweils eigene Emissionen abgeben.

Kein anteiliger Anspruch auf Emissionsminimierungsbonus Es besteht auch38
kein anteiliger Vergütungsanspruch für den im Zeitraum vom [. . . ] August bis
[. . . ] Dezember 2017 im BHKW-1 erzeugten und eingespeisten Strom.

Dafür spricht zunächst schon der Wortlaut von § 66 Abs. 1 Nr. 4a EEG 2009, wonach39
sich für „Strom aus Biomasseanlagen“ die Vergütung erhöht, „wenn die entsprechen-
den Formaldehydgrenzwerte eingehalten werden“.

Maßgeblich ist somit für die Anwendung des § 66 Abs. 1 Nr. 4a EG 2009 der EEG-40
Anlagenbegriff, da hier ausdrücklich auf Biomasseanlagen abgestellt wird.22 Die „An-
lage“ im Sinne von § 3 Nr. 1 EEG 2009/EEG 2017 ist hier nach dem sog. weiten
Anlagenbegriff die aus beiden BHKW (BHKW-1 und BHKW-2) bestehende Anlage
(s. oben Rn. 28).

Der Wortlaut spricht dafür, dass die Formaldehydgrenzwerte in der gesamten Anla-41
ge – hier gesamte Biomasseanlage, bestehend aus zwei BHKW – eingehalten werden
müssen, damit ein Anspruch auf den Emissionsminimierungsbonus besteht, da die
logische Verknüpfung über ein „wenn“ gewählt wurde. Wenn eine anteilige Auszah-
lung des Emissionsminimierungsbonus gesetzgeberisch beabsichtigt gewesen wäre,
20Clearingstelle, Hinweis v. 26.04.2010 – 2009/28, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-

kwkg.de/hinwv/2009/28, Leitsatz 1.
21Clearingstelle, Hinweis v. 26.04.2010 – 2009/28, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-

kwkg.de/hinwv/2009/28, Leitsatz 2.
22Ebenso: Rostankowski/Vollprecht, in: Altrock/Oschmann/Theobald, EEG 2009, 3. Aufl. 2011, § 27

Rn. 45: „Der Begriff Anlage wird in § 3 Nr. 1 definiert [. . . ]. Diese Begriffsbestimmung gilt auch für
§ 27.“
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hätte dies mit einem „soweit“ ausgedrückt werden können. Dies ist aber nicht er-
folgt.

Da jedoch ein Wortlautverständnis dahingehend möglich ist, dass sich das „wenn42
die entsprechendenden Formaldehydgrenzwerte eingehalten werden“ im Grundsatz
auch auf den „Strom“ und nicht die „Biomasseanlagen“ bezieht – mit der Folge,
dass ein anteiliger Anspruch auf den Emissionsminimierungsbonus grundsätzlich
möglich wäre – ist eine weitere Auslegung erforderlich.

Dass kein anteiliger Anspruch auf den Emissionsminimierungsbonus besteht, ergibt43
sich auch aus der systematischen Betrachtung der weiteren Boni für Biomasseanla-
gen des § 27 EEG 2009, denn sofern in diesen Regelungen eine anteilige Vergütung
vorgesehen ist, wird dies aus dem gewählten Wortlaut deutlich.

So lautet § 27 Abs. 4 EEG 2009:44

„Die Vergütungen erhöhen sich für Strom nach Abs. 1,

1. der durch innovative Technologien nach Maßgabe der Anlage 1 er-
zeugt wird (Technologie-Bonus),

2. der aus nachwachsenden Rohstoffen oder Gülle nach Maßgabe der
Anlage 2 zu diesem Gesetz erzeugt wird (Bonus für nachwachsende
Rohstoffe) und

3. der in Kraft-Wärme-Kopplung nach Maßgabe der Anlage 3 zu die-
sem Gesetz erzeugt wird, um jeweils 3,0 Cent pro Kilowattstunde
(KWK-Bonus)“23

Bei den in § 27 Abs. 4 EEG 2009 genannten Boni ist schon dem Wortlaut nach ange-45
legt, dass der Bonus für bestimmte Stromanteile aus der Anlage besteht, da ausdrück-
lich nur auf den „Strom“ abgestellt wird, der bestimmte Voraussetzungen zu erfüllen
hat. Ein Anlagenbezug besteht hier gerade nicht.

Weiterhin ergibt sich dies aus den Formulierungen in § 27 Abs. 3 EEG 2009. Dieser46
lautet:

„Der Anspruch auf Vergütung besteht für Strom
23Hervorhebungen nicht im Original.
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1. aus Anlagen mit einer Leistung über 5 Megawatt nur, soweit der
Strom in Kraft-Wärme-Kopplung nach Maßgabe der Anlage 3 zu
diesem Gesetz erzeugt wird,

2. aus Anlagen, die neben Biomasse im Sinne der nach § 64 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 erlassenen Biomasseverordnung auch sonstige Biomas-
se einsetzen, nur, wenn die Anlagenbetreiberin oder der Anlagen-
betreiber durch ein Einsatzstoff-Tagebuch mit Angaben und Bele-
gen über Art, Menge und Einheit, Herkunft sowie den unteren
Heizwert pro Einheit der eingesetzten Stoffe den Nachweis führt,
welche Biomasse eingesetzt wird, und

3. aus Anlagen, die aus einem Gasnetz entnommenes Gas im Sinne
von Abs. 2 einsetzen, nur, soweit der Strom in Kraft-Wärme-
Kopplung nach Maßgabe der Anlage 3 zu diesem Gesetz erzeugt
wird.“24

Hier wird deutlich, dass selbst dann, wenn auf „Strom aus Anlagen“ Bezug genom-47
men wird, die Möglichkeit eines anteiligen Vergütungsanspruches jedenfalls dann
besteht, wenn die Voraussetzungen mit einem „soweit“ verknüpft sind, z. B. in Be-
zug auf den in Kraft-Wärme-Kopplung erzeugten Strom gemäß § 27 Abs. 3 Nr. 1 und
Nr. 3. Dagegen wird „Strom aus Anlagen“ in § 27 Abs. 3 Nr. 2 EEG 2009 mit einem
„wenn“ verknüpft. Anders als in den Fällen von Nr. 1 und Nr. 3 muss hier die Vor-
aussetzung (Führen eines Einsatzstofftagebuchs) für die gesamten in dem Fermenter
eingesetzten Stoffe erfüllt sein. Bei einem nur teilweisen Erfüllen der Bedingung be-
steht dagegen gar kein Vergütungsanspruch.25

Bei der Regelung für den Emissionsminimierungsbonus bei Bestandsanlagen in § 6648
Abs. 1 Nr. 4a EEG 2009 wird ebenso auf „Strom aus Anlagen“ abgestellt, „wenn“
die Grenzwerte nach TA-Luft nachweislich eingehalten werden. Nach der zuvor ge-
schilderten Logik, müssen die Anforderungen aufgrund der „wenn“-Verknüpfung
ebenfalls für die gesamte Anlage erfüllt sein. Die systematische Auslegung spricht
24Hervorhebungen nicht im Original.
25Dem steht nicht entgegen, dass § 27 Abs. 3 EEG 2009 gerade die anteilige Vergütung für Stroman-

teile aus „Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung“ gemäß § 27 Abs. 1 EEG 2009 bei gleichzeiti-
gem Einsatz nicht vergütungsfähiger „sonstiger Biomasse“ ermöglichen soll (s. BT-Drs. 16/8148, ab-
rufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2009/material, S. 56); denn das Führen des
Einsatzstofftagebuches über alle Einsatzstoffe ermöglicht es erst, die jeweils vergütungsfähigen Ein-
satzstoffe bzw. Stromanteile zu bestimmten.
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insoweit in diesem Regelungszusammenhang gegen einen anteiligen Vergütungsan-
spruch, wenn die Anforderungen für den Emissionsminimierungsbonus nicht von
der gesamten Biomasseanlage eingehalten werden. Die Begriffe „soweit“ und „wenn“
wurden vom Gesetzgeber also bewusst gewählt und beschreiben im Fall von „wenn“
grundsätzlich eine Bedingung, die für die ganze Anlage bzw. die gesamten in der
Anlage eingesetzten Stoffe erfüllt sein muss.26

Die Auslegung nach Sinn und Zweck spricht ebenfalls eher gegen einen anteiligen49
Vergütungsanspruch.

Die Begründung zu § 66 Abs. 1 Nr. 4a EEG 2009 lautet:50

„Die eingefügte Nummer 4a in Absatz 1 entspricht im Wesentlichen
der Regelung in § 27 Abs. 5. Für bestehende Biogasanlagen, die nicht
Gas aus dem Gasnetz entnehmen, erhöht sich die Grundvergütung bis
einschließlich einer Leistung von 500 Kilowatt um 1,0 Cent pro Kilo-
wattstunde, wenn die Formaldehyd-Grenzwerte des Immissionsschutz-
rechts eingehalten werden und dies durch eine Bescheinigung der zu-
ständigen Behörde nachgewiesen wird. Damit dient diese Vergütungser-
höhung dem Ausgleich der Kosten, die durch technische Nachrüstungen
zur Einhaltung der Formaldehyd-Grenzwerte entstehen. Diese Kosten
werden bislang nicht in der Vergütung abgebildet.“27

Grundsätzlich „belohnt“ das EEG mit dem Emissionsminimierungsbonus Anlagen-51
betreiberinnen und -betreiber, wenn sie ihren (jedenfalls bei genehmigungsbedürf-
tigen Anlagen) ohnehin nach BImSchG bestehenden Pflichten zur Einhaltung der
Vorgaben der TA Luft28 nachkommen. Durch die erhöhte Vergütung mit dem Emis-
sionsminimierungsbonus soll dabei ein finanzieller Ausgleich für die zusätzlich er-
forderliche Technik geschaffen werden.

Einerseits spricht der Umstand, dass sich die Investitionen in die entsprechende Tech-52
nik (hier Oxidationskatalysatoren, kurz: Oxi-Kat) zur Formaldehydemissionsreduk-
tion durchaus auf die einzelnen BHKW erstreckt, weil für jedes BHKW ein eigener
26S. a. bei den Boni des EEG 2009 Anlage 1 Nr. I.1., Nr.II.1 und Anlage 3 Nr. I („soweit“) und Anlage 2

Nr.I.1 („wenn“).
27BT-Drs. 16/9477, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/933, S. 30.
28Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes–Immissionsschutzgesetz (Technische An-

leitung zur Reinhaltung der Luft – TA Luft) i. d. Fassung v. 24.07.2002 (GMBl. 2002,
S. 511), abrufbar z. B. unter https://www.umwelt-online.de/recht/luft/bimschg/ta_ges.htm und
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_24072002_IGI2501391.htm.
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Oxi-Kat einzubauen ist, dafür, dass ggf. auch ein anteiliger Vergütungsanspruch gege-
ben sein könnte. Andererseits erscheint es vor dem Hintergrund, dass mit dem Emis-
sionsminimierungsbonus ein ohnehin gebotenes Verhalten (Einhaltung der Vorga-
ben nach TA Luft) bonifiziert wird, angemessen, dass die Bonifizierung nur bei ei-
nem „vollständig rechtskonformen“ Verhalten erfolgt und nicht bei einer lediglich
teilweisen Einhaltung von vorgegebenen Grenzwerten. Sinn und Zweck des Emis-
sionsminimierungsbonus ist es, die Formaldehydemissionen auf das nach BImSchG
zulässige Maß zu begrenzen. Dass das BImSchG die Einhaltung für die gesamte An-
lage verlangt und nicht für Teile, spricht dafür, dass kein anteiliger Anspruch auf
den Emissionsminimierungsbonus zu gewähren ist. Das Emissionsminimierungsge-
bot der TA Luft fordert die Emissionsminimierung für die gesamte Anlage i. S. d.
BImSchG bzw. für das Abgas aus jedem Motor. Werden die Grenzwerte nur durch
einen Teil der EEG-Anlage (z. B. nur einen von mehreren Motoren) eingehalten,
werden die Anforderungen nach TA Luft/BImSchG insoweit gerade nicht eingehal-
ten. Da der Emissionsminimierungsbonus gerade die Einhaltung von (grundsätzlich)
ohnehin geltendem Recht bzw. öffentlich-rechtlichen Pflichten „belohnt“, erscheint
eine Belohnung bei nur teilweiser Erfüllung dieser Pflichten nicht mit dem gesetzge-
berischen Willen vereinbar.

Dagegen spricht auch nicht, dass Vorgaben zur Minimierung der Formaldehydemis-53
sionen nach der TA Luft unmittelbar nur bei immissionsschutzrechtlich genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen gelten. Denn im Grundsatz gilt auch für nicht genehmi-
gungsbedürftige Anlagen i. S. d. §§ 22 ff. BImSchG die Pflicht, schädliche Umwelt-
einwirkungen, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind, zu verhindern und
nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf
ein Mindestmaß zu beschränken (§ 22 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG).

Die vorsorge- und insbesondere die emissionsbezogenen Vorschriften der TA Luft54
können zur Konkretisierung dieser Pflichten für nicht genehmigungsbedürftige An-
lagen „als Erkenntnisquelle“ herangezogen werden (Nr. 1 Abs. 5 Satz 5 TA Luft),
so dass diesbezüglich jedenfalls von einem vergleichbaren Schutzniveau auszugehen
ist,29 das nicht genehmigungsbedürftige ebenso wie nach BImSchG genehmigungs-
bedürftige Anlagen einzuhalten haben.30

29So bereits Clearingstelle, Hinweis v. 07.12.2009 – 2009/7, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg-kwkg.de/hinwv/2009/7, Rn. 29.

30Für die für den Bonus konkret einzuhaltenden Grenzwerte s. die Beschlüsse der
Bund/Länderarbeitsgruppe Immissionsschutz (LAI) v. 17./18.09.2008 und 05./06.09.2017 zur
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Im Ergebnis sprechen deshalb mehr und bessere Argumente gegen einen anteiligen55
Vergütungsanspruch mit dem Emissionsminimierungsbonus für den im BHKW-1
im Zeitraum vom [. . . ] August bis zum [. . . ] Dezember 2017 erzeugten Strom.

2.2.2 Anspruch auf Emissionsminimierungsbonus seit dem [. . . ] Dezember
2017

Seit dem [. . . ] Dezember 2017 hat die Anspruchstellerin gegen die Anspruchsgegne-56
rin für den in ihrer Biogasanlage erzeugten und eingespeisten Strom einen Anspruch
auf den Emissionsminimierungsbonus gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 4a) EEG 2009 i. V. m.
§ 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10c) EEG 2017. Denn zum einen haben beide BHKW jeweils
für sich genommen im betreffenden Zeitraum die Formaldehydgrenzwerte eingehal-
ten (Rn. 57 ff.). Zum anderen ist es für den Anspruch auf den Emissionsminimie-
rungsbonus nicht erforderlich, dass der Nachweis zwingend durch einen „Gesamt-
Nachweis“ geführt wird (Rn. 64 ff.).

Einhaltung Formaldehydgrenzwerte durch BHKW-1 und BHKW-2 Seit dem57
[. . . ] Dezember 2017 hat die Anspruchstellerin nachgewiesen, dass auch das BHKW-
2 die Formaldehydgrenzwerte nach TA Luft einhält (s. Rn. 35).

Für das BHKW-1 greift die sogenannte Stetigkeitsfiktion, wonach davon ausgegan-58
gen werden kann, dass die Formaldehydgrenzwerte auch für den Zeitraum ab dem
[. . . ] Dezember 2017 eingehalten wurden. In ihrem Hinweis 2009/29 führt die Clea-
ringstelle dazu aus:

„Der Anspruch besteht grundsätzlich bis zum Ende desjenigen Kalen-
derjahres, in dem letztmalig die Einhaltung der dem Emissionsminimie-
rungsgebot der TA Luft entsprechenden Formaldehydgrenzwerte durch
eine (Folge-)Bescheinigung nachgewiesen wurde (Stetigkeitsfiktion . . . )
Die Stetigkeitsfiktion kann sich je nach dem Inhalt der behördlichen Be-
scheinigung auf ein oder mehrere Kalenderjahre erstrecken.“31

Konkretisierung des Emissionsminimierungsgebots der TA Luft in Hinblick auf den Bonus des
EEG 2009, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/haeufige-rechtsfrage/190.

31Clearingstelle, Hinweis v. 26.04.2010 – 2009/28, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/hinwv/2009/28, Leitsatz Nr. 2, Auslassungen nicht im Original.
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Für das BHKW-1 wurden seit dem Jahr 2010 jährlich Bescheinigungen eingereicht,59
die aufgrund der Messung an einem Tag des betreffenden Kalenderjahres die Ein-
haltung der Formaldehydgrenzwerte nach TA Luft belegen. Die Bescheinigung für
das BHKW-1 für das Kalenderjahr 2017 wurde basierend auf einer Messung vom
[. . . ] März 2017 erteilt.

Die Stetigkeitsfiktion für das BHKW-1 ist auch nicht durch die Inbetriebsetzung des60
BHKW-2 am [. . . ] August 2017 erloschen. Zur Unterbrechung der Stetigkeitsfiktion
führt die Clearingstelle in ihrem Hinweis 2009/28 aus:

„Abweichend von Ziff. 2 endet der Anspruch schon vor Ablauf des Ka-
lenderjahres,

. . .

(b) wenn die behördliche Bescheinigung „erlischt“, beispielsweise wenn
sie aufgrund des (Nicht-)Eintretens eines in der Bescheinigung genann-
ten Umstandes nach dem Willen der Behörde ihre Wirkung verliert: mit
dem Zeitpunkt, zu dem nach dem Willen der zuständigen Behörde die
Bescheinigung ihre Wirkung verliert

. . .

Knüpft die Behörde die Fortgeltung der Bescheinigung an „Bedingun-
gen“ oder „Auflagen“, so gilt der Nachweis solange als erbracht, wie die
„Bedingungen“ und „Auflagen“ eingehalten werden. Als derartige „Ne-
benbestimmungen“ der Bescheinigung kommen u. a. in Betracht:

• die Einhaltung von in der Bescheinigung (oder der Anlagengeneh-
migung) enthaltenen Vorgaben zur Durchführung von Wiederho-
lungsmessungen mit „positivem“ Ergebnis,

• der Betrieb der Anlage ohne Änderungen im technischen Anlagen-
konzept oder

• die Verpflichtung der Anlagenbetreiberin bzw. des Anlagenbetrei-
bers, die zuständige Behörde über Umstände in Kenntnis zu setzen,
die die Nichteinhaltung der Emissionsgrenzwerte belegen, wie z. B.
eine Messung mit negativem Ergebnis.“32

32Clearingstelle, Hinweis v. 26.04.2010 – 2009/28, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/hinwv/2009/28, Leitsatz Nr. 3. Rn. 44, Auslassungen nicht im Original.
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Vorliegend ist im Ergebnis nicht von einer „Änderung des technischen Anlagen-61
konzeptes“ i. S. d. Hinweises 2009/29 (Rn. 44) auszugehen. Dafür spricht zunächst
schon, dass die Bescheinigungen für das BHKW-1 sich auch nur auf das BHKW-1 be-
zog, an dem selbst unstreitig keine technischen Änderungen vorgenommen wurden.

Zwar hat sich die Betriebsweise des BHKW-1 bezogen auf seine Jahresnutzungsstun-62
den mit Inbetriebsetzung des BHKW-2 im Vergleich zu vorher signifikant verän-
dert, indem das BHKW-1 seitdem nur noch bei Bedarf und ansonsten vorwiegend
das BHKW-2 eingesetzt wird. Diese Änderung der Betriebsweise des BHKW-1 hat
vorliegend jedoch zur Überzeugung der Kammer keinen (negativen) Einfluss auf die
Einhaltung der Formaldehydgrenzwerte. Die Anspruchstellerin hat ausgeführt, dass
sich die Betriebsweise des BHKW-1 bezogen auf auf die Auslastung des Motors wäh-
rend seiner (vergleichsweise kurzen) Einsatzdauer nach Inbetriebsetzung des BHKW-2
im Vergleich zu der Zeit vor Inbetriebsetzung des BHKW-2 nicht signifikant verän-
dert hat, weshalb auch die Annahme der Einhaltung der Formaldehydgrenzwerte
durch das BHKW-1 nicht erschüttert wird.

Dafür spricht insbesondere auch, dass im April 2018 die Messung für die Gesamtan-63
lage bestehend aus beiden BHKW die Einhaltung der Formaldehydgrenzwerte für
beide BHKW bestätigt hat. Denn da nicht ersichtlich ist, dass sich die Betriebswei-
se des BHKW-1 nach der Inbetriebsetzung des BHKW-2 verändert hat, gibt es keinen
Anlass anzunehmen, dass das BHKW-1 seit dem [. . . ] Januar 2018 die Formalde-
hydwerte einhält, dies jedoch im Zeitraum vom [. . . ] August bis [. . . ] Dezember
2017 nicht getan haben sollte. Im Übrigen ist auch zwischen den Parteien unstrei-
tig, dass sowohl BHKW-1 als auch BHKW-2 tatsächlich jeweils für sich genommen
im verfahrensgegenständlichen Zeitraum die Formaldehydgrenzwerte nach TA-Luft
eingehalten haben.

Gesamtbescheinigung nicht zwingend erforderlich Für den Anspruch auf den64
Emissionsminimierungsbonus ist es nicht zwingend erforderlich, bei einer aus meh-
reren BHKW bestehenden Anlage den Nachweis über die Einhaltung der Formalde-
hydgrenzwerte für die Gesamtanlage durch eine Gesamtbescheinigung zu führen.

Zwar spricht der Wortlaut von § 66 Abs. 1 Nr. 4a EEG 2009 aufgrund der Singu-65
larformulierung zunächst für die Anforderung einer Gesamtbescheinigung, da da-
nach für „Strom aus Biomasseanlagen“ die Einhaltung der entsprechenden Formal-
dehydgrenzwerte durch „eine Bescheinigung“ der zuständigen Behörde nachzuwei-
sen sind.“ Zwingend ist diese Lesart jedoch nicht, da gerade im Fall eines BHKW-
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Zubaus, wenn für das bestehende BHKW bereits eine Bescheinigung vorliegt und
dieses technisch unverändert bleibt, diese „eine“ Bescheinigung sich auch nur auf das
zugebaute BHKW beziehen könnte. Insoweit ist die Regelung auslegungsbedürftig.

Insbesondere Sinn und Zweck der Regelung sprechen dafür, dass es nicht auf die66
Form der Bescheinigung – hier „eine Gesamtbescheinigung“ – ankommen soll. Viel-
mehr wollte der Gesetzgeber die tatsächliche Einhaltung der Grenzwerte der TA
Luft durch den Emissionsminimierungsbonus anreizen, da die Investitionen in die
dazu benötigte Technologie (insbesondere der Einbau von Oxidationskatalysatoren)
bislang nicht in der Höhe der Vergütung für Biomasseanlagen abgebildet wurden.33

Hierzu führt die Clearingstelle in ihrem Hinweis 2009/28 aus:

„Zum anderen ist die Bescheinigung als solche keine materielle An-
spruchsvoraussetzung, sondern lediglich eine formale. § 27 Abs. 5
und § 66 Abs. 1 Nr. 4a EEG 2009 wollen mit der Zahlung der erhöh-
ten Vergütung nicht die Vorlage einer behördlichen Bescheinigung
anreizen.“34

Für diese Auslegung spricht auch, dass der die Bescheinigung für das BHKW-2 aus-67
stellenden Behörde augenscheinlich bekannt war, dass ein bereits ein BHKW vor-
handen war, da das BHKW auf der Bescheinigung als „Motor 2“ bezeichnet wird.
Gleichwohl hat die zuständige Behörde für das unterjährig zugebaute BHKW eine
Einzelbescheinigung ausgestellt.

Im Ergebnis ist damit unerheblich, ob der Nachweis durch zwei Einzelbescheini-68
gungen oder eine Gesamtbescheinigung geführt wird, sofern dadurch eindeutig der
Nachweis für die gesamte Anlage erbracht wird.

Vorliegend hat die Anspruchstellerin für den Zeitraum ab dem [. . . ] Dezember69
2017 bis zur Messung der Gesamtanlage für den Jahresnachweis des Folgejahres
am [. . . ] April 2018 durch geeignete Einzelbescheinigungen nachgewiesen, dass das
BHKW-1 und das BHKW-2 die Formaldehydgrenzwerte eingehalten haben. Da die
Anlage der Anspruchstellerin nur aus zwei potenziell Formaldehyd emittierenden
Einheiten, nämlich dem BHKW-1 und dem BHKW-2 besteht, ist damit denklogisch
auch der Nachweis für die Gesamtanlage geführt worden.

Dr. Mutlak Richter Teichmann

33Vgl. BT-Drs. 16/9477, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/933, S. 30.
34Clearingstelle, Hinweis v. 26.04.2010 – 2009/28, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-

kwkg.de/hinwv/2009/28, Leitsatz Nr. 2 und Rn. 29.
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